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159. Kundmachung: Änderungen der Statuten der „EUROFIMA", Europäische Gesellschaft für
die Finanzierung von Eisenbahnmaterial

160. Kundmachung: Beitritt der Vereinigten Staaten von Amerika zur Satzung des Internationa-
len Studienzentrums für die Restaurierung von Kulturgut

161 . Protokoll zur Änderung des Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beför-
derung im internationalen Luftverkehr

1 5 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 22. April 1971 betreffend Änderungen der
Statuten der „EUROFIMA", Europäische Gesellschaft für die Finanzierung von Eisenbahn-

material

Die am 26. Feber 1970 in Basel abgehaltene außerordentliche Generalversammlung der
„EUROFIMA", Europäische Gesellschaft für die Finanzierung von Eisenbahnmaterial, hat folgende
Änderungen der eine Anlage zum Abkommen über die Gründung der „EUROFIMA", Europäische
Gesellschaft für die Finanzierung von Eisenbahnmaterial, bildenden Statuten, BGBl. Nr. 85/1961, in
der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 248/1965 beschlossen:

Artikel 5 hat zu lauten:
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Artikel 6 hat zu lauten:
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Die deutsche Fassung des Artikels 21 hat zu lauten:

Artikel 21

„Die Generalversammlung wählt für die Dauer
ihres Mandates als Mitglied des Verwaltungs-
rates den Präsidenten und die Vizepräsidenten
des Verwaltungsrates, welche wiederwählbar sind.

Der Verwaltungsrat kann einen Sekretär beizie-
hen, der nicht Mitglied des Verwaltungsrates ist.

Ist der Präsident verhindert, so wird die Sit-
zung von einem der Vizepräsidenten oder im
Verhinderungsfalle durch das älteste anwesende
Mitglied des Verwaltungsrates geleitet."

Die Änderungen der Art. 5 und 6 sind am 10. Juni 1970, jene der deutschen Fassung des
Art. 21 am Tage der Beschlußfassung in Kraft getreten.

Kreisky

1 6 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 26. April 1971 betreffend den Beitritt
der Vereinigten Staaten von Amerika zur
Satzung des Internationalen Studienzentrums

für die Restaurierung von Kulturgut

Nach Mitteilung des Generaldirektors der
UNESCO haben die Vereinigten Staaten von

Amerika am 20. Jänner 1971 ihre Beitritts-
urkunde zur Satzung des Internationalen Stu-
dienzentrums für die Erhaltung und Restaurie-
rung von Kulturgut (BGBl. Nr. 202/1961, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 371/1969) hinterlegt.

Kreisky
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161.

Nachdem das am 28. September 1955 in Den Haag abgeschlossene Protokoll zur Änderung
des Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luft-
verkehr, unterzeichnet in Warschau am 12. Oktober 1929, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL

zur Änderung des Abkom-
mens zur Vereinheitlichung
von Regeln über die Beförde-
rung im internationalen Luft-
verkehr, unterzeichnet in
Warschau am 12. Oktober

1929 •)

DIE UNTERZEICHNETEN
REGIERUNGEN,

IN DER ERWÄGUNG, daß
es wünschenswert ist, das Ab-
kommen zur Vereinheitlichung
von Regeln über die Beförde-
rung im internationalen Luft-
verkehr, unterzeichnet in War-
schau am 12. Oktober 1929, zu
ändern,

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

KAPITEL I

Änderungen des Abkommens

Artikel I

Zu Artikel 1 des Abkommens.

a) Absatz 2 erhält folgende
Fassung:

„(2) als internationale Beför-
derung' im Sinne dieses Abkom-
mens ist jede Beförderung anzu-
sehen, bei der nach den Verein-
barungen der Parteien der Ab-
gangsort und der Bestimmungs-
ort, gleichviel ob eine Unter-
brechung der Beförderung oder
ein Fahrzeugwechsel stattfindet
oder nicht, in den Gebieten von
zwei der Hohen Vertragschlie-
ßenden Teile liegen oder, wenn
diese Orte zwar im Gebiet nur
eines Hohen Vertragschließen-

*) Siehe BGBl. Nr. 286/1961
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den Teils liegen, aber eine Zwi-
schenlandung in dem Gebiet
eines anderen Staates vorgesehen
ist, selbst wenn dieser Staat kein
Hoher Vertragschließender Teil
ist. Die Beförderung zwischen
zwei Orten innerhalb des Gebie-
tes nur eines Hohen Vertrag-
schließenden Teiles ohne eine
solche Zwischenlandung gilt
nicht als internationale Beför-
derung im Sinne dieses Abkom-
mens."

b) Absatz 3 erhält folgende
Fassung:

„(3) Ist eine Beförderung von
mehreren aufeinanderfolgenden
Luftfrachtführern auszuführen,
so gilt sie bei der Anwendung
dieses Abkommens als eine ein-
zige Beförderung, sofern sie von
den Parteien als einheitliche Lei-
stung vereinbart worden ist.
Hierbei macht es keinen Unter-
schied, ob der Beförderungsver-
trag in der Form eines einzigen
Vertrages oder einer Reihe von
Verträgen geschlossen worden
ist. Eine solche Beförderung ver-
liert ihre Eigenschaft als inter-
nationale Beförderung nicht da-
durch, daß ein Vertrag oder eine
Reihe von Verträgen ausschließ-
lich im Gebiet ein und desselben
Staates zu erfüllen ist."

Artikel II

Zu Artikel 2 des Abkommens.

Absatz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„(2) Dieses Abkommen ist auf
die Beförderung von Brief- und
Paketpost nicht anzuwenden."

Artikel III

Zu Artikel 3 des Abkommens.

a) Absatz 1 erhält folgende
Fassung:
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„(1) Bei der Beförderung von
Reisenden ist ein Flugschein aus-
zustellen, der enthält:

a) die Angabe des Abgangs-
und Bestimmungsortes;

b) falls Abgangs- und Bestim-
mungsort im Gebiet ein
und desselben Hohen Ver-
tragschließenden Teiles lie-
gen, jedoch eine oder meh-
rere Zwischenlandungen
im Gebiet eines anderen
Staates vorgesehen sind,
die Angabe eines dieser
Zwischenlandepunkte;

c) einen Hinweis darauf, daß
die Beförderung der Rei-
senden im Fall einer Reise,
bei welcher der endgültige
Bestimmungsort oder ein
Zwischenlandepunkt in
einem anderen Land als
dem Abgangsland liegt,
dem Warschauer Abkom-
men unterliegen kann, das
in der Regel die Haftung
des Luftfrachtführers für
Tod oder Körperverlet-
zung sowie für Verlust
oder Beschädigung von
Gepäck beschränkt."

b) Absatz 2 erhält folgende
Fassung:

„(2) Der Flugschein beweist,
bis zum Nachweis des Gegen-
teils, den Abschluß und die Be-
dingungen des Beförderungsver-
trags. Auf den Bestand und die
Wirksamkeit des Beförderungs-
vertrags ist es ohne Einfluß,
wenn der Flugschein fehlt, nicht
ordnungsmäßig ist oder in Ver-
lust gerät; auch in diesen Fällen
unterliegt der Vertrag den Vor-
schriften dieses Abkommens. Be-
steigt jedoch der Reisende mit
Zustimmung des Luftfrachtfüh-
rers das Luftfahrzeug, ohne daß
ein Flugschein ausgestellt wor-
den ist, oder enthält der Flug-
schein nicht den in Absatz 1
Buchstabe c vorgeschriebenen
Hinweis, so kann sich der Luft-
frachtführer nicht auf die Vor-
schriften des Artikels 22 beru-
fen."
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Artikel IV

Zu Artikel 4 des Abkommens.

a) Die Absätze 1, 2 und 3
werden aufgehoben und durch
folgende Bestimmung ersetzt:

„(1) Bei der Beförderung von
aufgegebenem Reisegepäck ist
ein Fluggepäckschein auszustel-
len. Wenn der Fluggepäckschein
mit einem den Vorschriften des
Artikels 3 Abs. 1 entsprechen-
den Flugschein nicht verbunden
oder in ihn nicht aufgenommen
ist, muß er enthalten:

a) die Angabe des Abgangs-
und Bestimmungsortes;

b) falls Abgangs- und Bestim-
mungsort im Gebiet ein
und desselben Hohen Ver-
tragschließenden Teiles
liegt, jedoch eine oder
mehrere Zwischenlandun-
gen im Gebiet eines ande-
ren Staates vorgesehen
sind, die Angabe eines die-
ser Zwischenlandepunkte;

c) einen Hinweis darauf, daß
die Beförderung, falls der
endgültige Bestimmungs-
ort oder ein Zwischen-
landepunkt in einem ande-
ren Land als dem Ab-
gangsland liegt, dem War-
schauer Abkommen unter-
liegen kann, das in der
Regel die Haftung des
Luftfrachtführers für Ver-
lust oder Beschädigung
von Reisegepäck be-
schränkt."

b) Absatz 4 wird aufgehoben
und durch folgende Bestimmung
ersetzt:

„(2) Der Fluggepäckschein be-
weist, bis zum Nachweis des
Gegenteils, die Aufgabe des
Reisegepäcks und die Bedingun-
gen des Beförderungsvertrages.
Auf den Bestand und die Wirk-
samkeit des Beförderungsver-
trags ist es ohne Einfluß, wenn
der Fluggepäckschein fehlt, nicht
ordnungsmäßig ist oder in Ver-
lust gerät; auch in diesen Fällen
unterliegt der Vertrag den Vor-
schriften dieses Abkommens.
Nimmt jedoch der Luftfracht-
führer das Reisegepäck in seine
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Obhut, ohne einen Fluggepäck-
schein auszustellen, oder fehlt
im Fluggepäckschein, wenn er
mit einem den Vorschriften des
Artikels 3 Abs. 1 entsprechen-
den Flugschein nicht verbunden
oder in ihn nicht aufgenommen
ist, der in Absatz 1 Buchstabe c
geforderte Hinweis, so kann sich
der Luftfrachtführer nicht auf
die Vorschriften des Artikels 22
Abs. 2 berufen."

Artikel V

Zu Artikel 6 des Abkommens.

Absatz 3 erhält folgende Fas-
sung:

„(3) Der Luftfrachtführer
muß vor Verladung des Gutes
in das Luftfahrzeug unterzeich-
nen."

Artikel VI

Artikel 8 des Abkommens er-
hält folgende Fassung:

„Der Luftfrachtbrief muß
enthalten:

a) die Angabe des Abgangs-
und Bestimmungsortes;

b) falls Abgangs- und Be-
stimmungsort im Gebiet
ein und desselben Hohen
Vertragschließenden Teiles
liegen, jedoch eine oder
mehrere Zwischenlandun-
gen im Gebiet eines ande-
ren Staates vorgesehen
sind, die Angabe eines die-
ser Zwischenlandepunkte;

c) einen Hinweis für den Ab-
sender, daß die Beförde-
rung, wenn der endgültige
Bestimmungsort oder ein
Zwischenlandepunkt in
einem anderen Land als
dem Abgangsland liegt,
dem Warschauer Abkom-
men unterliegen kann, das
in der Regel die Haftung
des Luftfrachtführers für
Verlust oder Beschädigung
von Gütern beschränkt."
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Artikel VII

Artikel 9 des Abkommens er-
hält folgende Fassung:

„Wird ein Gut mit Zustim-
mung des Luftfrachtführers in
das Luftfahrzeug verladen, ohne
daß ein Luftfrachtbrief ausge-
stellt worden ist, oder enthält
der Luftfrachtbrief nicht den in
Artikel 8 Buchstabe c vorge-
schriebenen Hinweis, so kann
sich der Luftfrachtführer nicht
auf die Vorschriften des Arti-
kels 22 Abs. 2 berufen."

Artikel VIII

Zu Artikel 10 des Abkommens.

Absatz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„(2) Er haftet dem Luftfracht-
führer für jeden Schaden, den
dieser oder ein Dritter, dem der
Luftfrachtführer verantwortlich
ist, dadurch erleidet, daß diese
Angaben und Erklärungen un-
richtig, ungenau oder unvoll-
ständig sind."

Artikel IX

Zu Artikel 15 des Abkommens.

Folgender Absatz wird hin-
zugefügt:

„(3) Dieses Abkommen steht
der Ausstellung eines begeb-
baren Luftfrachtbriefes nicht
entgegen."

Artikel X

Absatz 2 des Artikels 20 des
Abkommens wird aufgehoben.

Artikel XI

Artikel 22 des Abkommens
erhält folgende Fassung:

„Artikel 22

(1) Bei der Beförderung von
Personen haftet der Luftfracht-
führer jedem Reisenden gegen-
über nur bis zu einem Betrage
von 250.000 Franken. Kann
nach dem Recht des angerufe-
nen Gerichtes die Entschädigung
in Form einer Geldrente fest-
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gesetzt werden, so darf der
Kapitalwert der Rente diesen
Höchstbetrag nicht übersteigen.
Der Reisende kann jedoch mit
dem Luftfrachtführer eine
höhere Haftsumme besonders
vereinbaren.

(2) a) Bei der Beförderung
von aufgegebenem Reise-
gepäck und von Gütern
haftet der Luftfrachtfüh-
rer nur bis zu einem Be-
trag von 250 Franken für
das Kilogramm. Diese Be-
schränkung gilt nicht,
wenn der Absender bei
der Aufgabe des Stückes
das Interesse an der Liefe-
rung besonders deklariert
und den etwa vereinbar-
ten Zuschlag entrichtet
hat. In diesem Falle hat
der Luftfrachtführer bis
zur Höhe des deklarierten
Betrages Ersatz zu leisten,
sofern er nicht beweist,
daß dieser höher ist als
das tatsächliche Interesse
des Absenders an der Lie-
ferung.

b) Im Falle des Verlustes, der
Beschädigung oder der
Verspätung eines Teiles
des aufgegebenen Reise-
gepäcks oder der Güter
oder irgendeines darin
enthaltenen Gegenstandes
kommt für die Feststel-
lung, bis zu welchem Be-
trag der Luftfrachtführer
haftet, nur das Gesamt-
gewicht der betroffenen
Stücke in Betracht. Beein-
trächtigt jedoch der Ver-
lust, die Beschädigung
oder die Verspätung eines
Teiles des aufgegebenen
Reisegepäcks oder der
Güter oder eines darin
enthaltenen Gegenstandes
den Wert anderer auf
demselben Fluggepäck-
schein oder demselben
Luftfrachtbrief aufgefüll-
ter Stücke, so wird das Ge-
samtgewicht dieser Stücke
für die Feststellung, bis zu
welchem Betrag der Luft-
frachtführer haftet, be-
rücksichtigt.
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(3) Die Haftung des Luft-
frachtführers für Gegenstände,
die der Reisende in seiner Obhut
behält, ist auf einen Höchst-
betrag von 5000 Franken gegen-
über jedem Reisenden be-
schränkt.

(4) Die in diesem Artikel fest-
gesetzten Haftungsbeschränkun-
gen hindern das Gericht nicht,
zusätzlich nach seinem Recht
einen Betrag zuzusprechen, der
ganz oder teilweise den vom
Kläger aufgewendeten Gerichts-
kosten und sonstigen Ausgaben
für den Rechtsstreit entspricht.
Diese Bestimmung findet keine
Anwendung, wenn der zuge-
sprochene Schadenersatz, ohne
Berücksichtigung der Gerichts-
kosten und der sonstigen Aus-
gaben für den Rechtsstreit, den-
jenigen Betrag nicht übersteigt,
den der Luftfrachtführer dem
Kläger schriftlich innerhalb
einer Frist von sechs Monaten
seit dem Ereignis, das den Scha-
den verursacht hat, oder, falls
die Klage nach Ablauf dieser
Frist erhoben worden ist, vor
ihrer Erhebung angeboten hat.

(5) Die in diesem Artikel an-
gegebenen Frankenbeträge be-
ziehen sich auf eine Währungs-
einheit im Werte von 651/2 Mil-
ligramm Gold von 900/1000
Feingehalt. Sie können in abge-
rundete Beträge einer jeden
Landeswährung umgewandelt
werden. Die Umwandlung dieser
Beträge in andere Landeswäh-
rungen als Goldwährungen er-
folgt im Falle eines gerichtlichen
Verfahrens nach dem Goldwert
dieser Währungen im Zeitpunkt
der Entscheidung."

Artikel XII

In Artikel 23 des Abkommens
wird die bisherige Bestimmung
als Absatz 1 bezeichnet; als Ab-
satz 2 wird hinzugefügt:

„(2) Absatz 1 ist nicht anzu-
wenden auf Bestimmungen des
Beförderungsvertrages über
Verluste oder Beschädigungen,



992 51. Stück — Ausgegeben am 18. Mai 1971 — Nr. 161

die aus der Eigenart der beför-
derten Güter oder einem ihnen
anhaftenden Mangel herrüh-
ren."

Artikel XIII

Zu Artikel 25 des Abkommens.

An die Stelle der Absätze 1
und 2 tritt folgende Bestim-
mung:

„Die in Artikel 22 vorgesehe-
nen Haftungsbeschränkungen
gelten nicht, wenn nachgewiesen
wird, daß der Schaden durch
eine Handlung oder Unterlas-
sung des Luftfrachtführers oder
seiner Leute verursacht worden
ist, die entweder in der Absicht,
Schaden herbeizuführen, oder
leichtfertig und in dem Bewußt-
sein begangen wurde, daß ein
Schaden mit Wahrscheinlichkeit
eintreten werde. Im Fall einer
Handlung oder Unterlassung der
Leute ist außerdem zu beweisen,
daß diese in Ausführung ihrer
Verrichtungen gehandelt
haben."

Artikel XIV

Nach Artikel 25 des Abkom-
mens wird folgender Artikel
eingefügt:

„Artikel 25 A

(1) Wird einer der Leute des
Luftfrachtführers wegen eines
Schadens in Anspruch genom-
men, der unter dieses Abkom-
men fällt, so kann er sich auf
die Haftungsbeschränkungen be-
rufen, die nach Artikel 22 für
den Luftfrachtführer gelten, so-
fern er beweist, daß er in Aus-
führung seiner Verrichtungen
gehandelt hat.

(2) Der Gesamtbetrag, der in
diesem Falle von dem Luftfracht-
führer und seinen Leuten als Er-
satz zu leisten ist, darf die ge-
nannten Haftsummen nicht
übersteigen.

(3) Die Vorschriften der Ab-
sätze 1 und 2 sind nicht anzu-
wenden, wenn nachgewiesen
wird, daß der Schaden durch
eine Handlung oder Unterlas-
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sung der Leute des Luftfracht-
führers verursacht worden ist,
die entweder in der Absicht,
Schaden herbeizuführen, oder
leichtfertig und in dem Bewußt-
sein begangen wurde, daß ein
Schaden mit Wahrscheinlichkeit
eintreten werde."

Artikel XV

Zu Artikel 26 des Abkommens.

Absatz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„(62) Im Fall einer Beschädi-
gung muß der Empfänger un-
verzüglich nach Entdeckung des
Schadens, aber jedenfalls bei
Reisegepäck binnen sieben und
bei Gütern binnen vierzehn
Tagen nach der Annahme, dem
Luftfrachtführer Anzeige erstat-
ten. Im Fall einer Verspätung
muß die Anzeige binnen einund-
zwanzig Tagen, nach dem das
Reisegepäck oder das Gut dem
Empfänger zur Verfügung ge-
stellt worden ist, erfolgen."

Artikel XVI

Artikel 34 des Abkommens
erhält folgende Fassung:

„Die Vorschriften der Arti-
kel 3 bis 9 über die Beförde-
rungsscheine sind nicht anzu-
wenden auf Beförderungen, die
unter außergewöhnlichen Um-
ständen und nicht im Rahmen
des gewöhnlichen Luftverkehrs
ausgeführt werden."

Artikel XVII

Nach Artikel 40 des Abkom-
mens wird folgender Artikel
eingefügt:

„Artikel 40 A

(1) In Artikel 37 Abs. 2 und
Artikel 40 Abs. 1 hat der Aus-
druck ,Hoher Vertragschließen-
der Teil' die Bedeutung ,Staat'.
In allen anderen Fällen ist unter
dem Ausdruck ,Hoher Vertrag-
schließender Teil' ein Staat zu



994 51. Stück — Ausgegeben am 18. Mai 1971 — Nr. 161

verstehen, dessen Ratifikation
oder Beitritt zu dem Abkom-
men rechtswirksam und dessen
Kündigung noch nicht rechts-
wirksam geworden ist.

(2) Im Sinne dieses Abkom-
mens umfaßt das Wort ,Gebiet'
nicht nur das Heimatgebiet
eines Staates, sondern auch alle
Gebiete, für deren auswärtige
Beziehungen er verantwortlich
ist."

KAPITEL II

Anwendungsbereich des geän-
derten Abkommens

Artikel XVIII

Das durch dieses Protokoll
geänderte Abkommen gilt für
internationale Beförderungen
im Sinne des Artikels 1 des Ab-
kommens, sofern der Abgangs-
und Bestimmungsort in den Ge-
bieten von zwei Vertragsstaaten
dieses Protokolls oder in dem
Gebiet nur eines Vertragsstaates
dieses Protokolls liegen, jedoch
eine Zwischenlandung im Gebiet
eines anderen Staates vorgesehen
ist.

KAPITEL III

Schlußbestimmungen

Artikel XIX

Zwischen den Vertragsteilen
dieses Protokolls werden das
Abkommen und das Protokoll
als eine einheitliche Urkunde an-
gesehen und ausgelegt und als
„Warschauer Abkommen in der
Fassung von Den Haag 1955"
bezeichnet.

Artikel XX

Dieses Protokoll liegt bis zu
dem Zeitpunkt seines Inkraft-
tretens nach den Bestimmungen
des Artikels XXII Abs. 1 für
jeden Staat zur Unterzeichnung
auf, der das Abkommen ratifi-
ziert hat oder ihm beigetreten
ist, sowie für jeden Staat, der an
der Konferenz teilgenommen
hat, auf der das Protokoll ange-
nommen worden ist.
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Artikel XXI

(1) Dieses Protokoll bedarf
der Ratifikation durch die
Unterzeichnerstaaten.

(2) Die Ratifikation dieses
Protokolls durch einen Staat,
der nicht Vertragsteil des Ab-
kommens ist, bewirkt auch den
Beitritt zu dem Abkommen in
der Fassung dieses Protokolls.

(3) Die Ratifikationsurkunden
werden bei der Regierung der
Volksrepublik Polen hinterlegt.

Artikel XXII

(1) Dieses Protokoll tritt, so-
bald es von dreißig Unterzeich-
nerstaaten ratifiziert worden ist,
zwischen diesen Staaten am
neunzigsten Tage nach der Hin-
terlegung der dreißigsten Rati-
fikationsurkunde in Kraft. Für
jeden Staat, der später ratifi-
ziert, tritt es am neunzigsten
Tage nach der Hinterlegung
seiner Ratifikationsurkunde in
Kraft.

(2) Die Regierung der Volks-
republik Polen läßt dieses Pro-
tokoll sogleich nach seinem In-
krafttreten bei den Vereinten
Nationen registrieren.

Artikel XXIII

(1) Nach seinem Inkrafttreten
liegt dieses Protokoll für alle
Nichtunterzeichnerstaaten zum
Beitritt auf.

(2) Der Beitritt eines Staates,
der nicht Vertragsteil des Ab-
kommens ist, zu diesem Proto-
koll bewirkt auch den Beitritt
zu dem Abkommen in der Fas-
sung dieses Protokolls.

(3) Der Beitritt wird durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde bei der Regierung der
Volksrepublik Polen vollzogen
und wird am neunzigsten Tage
nach der Hinterlegung wirksam.

Artikel XXIV

(1) Jeder Vertragsteil dieses
Protokolls kann es durch schrift-
liche Anzeige bei der Regierung
der Volksrepublik Polen kündi-
gen.
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(2) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Empfang der An-
zeige durch die Regierung der
Volksrepublik Polen wirksam.

(3) Eine Kündigung des Ab-
kommens nach Artikel 39 durch
einen Vertragsteil dieses Proto-
kolls gilt zwischen den Vertrags-
teilen dieses Protokolls nicht als
Kündigung des Abkommens in
der Fassung dieses Protokolls.

Artikel XXV

(1) Dieses Protokoll findet auf
alle Gebiete Anwendung, für
deren auswärtige Beziehungen
ein Vertragsteil dieses Proto-
kolls verantwortlich ist, mit
Ausnahme der Gebiete, für die
eine Erklärung nach Absatz 2
abgegeben worden ist.

(2) Jeder Staat kann bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde er-
klären, daß die Annahme dieses
Protokolls sich nicht auf ein
oder mehrere Gebiete bezieht,
für deren auswärtige Beziehun-
gen er verantwortlich ist.

(3) Jeder Staat kann nachträg-
lich der Regierung der Volks-
republik Polen schriftlich anzei-
gen, daß er dieses Protokoll auf
ein oder mehrere Gebiete an-
wenden wird, auf die sich seine
nach Absatz 2 abgegebene Er-
klärung bezogen hat. Diese An-
zeige wird am neunzigsten Tage
nach ihrem Empfang durch die
genannte Regierung wirksam.

(4) Jeder Vertragsteil dieses
Protokolls kann es gesondert für
alle oder eines der Gebiete, für
deren auswärtige Beziehungen
er verantwortlich ist, nach den
Bestimmungen des Arti-
kels XXIV Abs. 1 kündigen.

Artikel XXVI

Ein Vorbehalt zu diesem Pro-
tokoll ist nicht zulässig. Ein
Staat kann jedoch durch schrift-
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liche Anzeige an die Regierung
der Volksrepublik Polen jeder-
zeit erklären, daß das Abkom-
men in der Fassung dieses Pro-
tokolls nicht anzuwenden sei auf
die Beförderung von Personen,
Gütern und Gepäck für seine
Militärbehörden durch Luftfahr-
zeuge, die in diesem Staat einge-
tragen sind und deren gesamter
Laderaum von diesen Behörden
oder für ihre Rechnung vorbe-
halten worden ist.

Artikel XXVII

Die Regierung der Volksrepu-
blik Polen wird unverzüglich
den Regierungen aller Unter-
zeichnerstaaten des Abkommens
oder dieses Protokolls, den Re-
gierungen aller Vertragsstaaten
des Abkommens oder dieses
Protokolls sowie aller Mitglied-
staaten der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation oder
der Vereinten Nationen und der
Internationalen Zivilluftfahrt-
organisation anzeigen

a) jede Unterzeichnung dieses
Protokolls und den Zeit-
punkt der Unterzeich-
nung;

b) die Hinterlegung jeder Ra-
tifikations- oder Beitritts-
urkunde zu diesem Proto-
koll und den Zeitpunkt
der Hinterlegung;

c) den Zeitpunkt, zu dem
dieses Protokoll nach Ar-
tikel XXII Abs. 1 in Kraft
tritt;

d) den Empfang jeder Kün-
digungsanzeige und den
Zeitpunkt des Empfanges;

e) den Empfang jeder Erklä-
rung oder Anzeige nach
Artikel XXV und den
Zeitpunkt des Empfangs;

f) den Empfang jeder An-
zeige nach Artikel XXVI
und den Zeitpunkt des
Empfangs.
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ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, mit
gehöriger Vollmacht versehenen
Bevollmächtigten dieses Proto-
koll unterzeichnet.

GESCHEHEN in Den Haag,
am achtundzwanzigsten Septem-
ber neunzehnhunderefunfund-
fünfzig in drei verbindlichen
Wortlauten in französischer,
englischer und spanischer Spra-
che. Bei Abweichungen ist der
Wortlaut in französischer Spra-
che, in der auch das Abkommen
abgefaßt worden ist, maßgebend.

Dieses Protokoll wird bei der
Regierung der Volksrepublik
Polen hinterlegt, bei der es nach
den Bestimmungen des Arti-
kels XX zur Unterzeichnung
aufgelegt wird; diese Regierung
übermittelt den Regierungen
aller Unterzeichnerstaaten des
Abkommens oder dieses Proto-
kolls, aller Vertragsstaaten des
Abkommens oder dieses Pro-
tokolls und aller Mitgliedstaaten
der Internationalen Zivilluft-
fahrtorganisation oder der Ver-
einten Nationen sowie der Inter-
nationalen Zivilluftfahrtorgani-
sation beglaubigte Abschriften
dieses Protokolls.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
den Beitritt der Republik Österreich zu diesem Protokoll und verspricht im Namen der Republik
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Verkehr und vom
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 27. Feber 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Verkehr:
Frühbauer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger
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Die österreichische Beitrittsurkunde zum vor-
liegenden Protokoll wurde am 26. März 1971
im Polnischen Ministerium für Auswärtige An-
gelegenheiten hinterlegt. Gemäß Art. XXIII
Abs. 3 des Protokolls tritt dieses am 24. Juni
1971 für Österreich in Kraft.

Nach Mitteilung des Polnischen Ministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten haben folgende
Staaten dieses Protokoll ratifiziert oder sind die-
sem beigetreten:

Afghanistan, Algerien, Argentinien, Australien,
Belgien, Brasilien, Bulgarien, Bundesrepublik
Deutschland, Cypern, Dänemark, Deutsche
Demokratische Republik, Ecuador, El Salvador,
Frankreich, Gabon, Griechenland, Irland, Island,
Israel, Italien, Japan, Jugoslawien, Kanada,
Kolumbien, Kongo (Brazzaville) **), Korea,

**) Die Regierung der Republik Kongo (Brazza-
ville) hat gemäß Artikel XXVI des Protokolls er-
klärt, daß es diese Fassung auf den unmittelbar vom
Staat durchgeführten internationalen Luftverkehr so-
wie auf die Beförderung von Personen, Gütern und
Gepäck durch Militärbehörden an Bord von Luft-
fahrzeugen, die im Kongo eingetragen sind und deren
gesamter Laderaum von diesen Behörden oder für
ihre Rechnung vorbehalten worden ist, nicht anwen-
det.

Kuba, Laos, Libyen, Liechtenstein, Luxemburg,
Mali, Mexiko, Nepal, Neuseeland, Niederlande,
Nigeria, Norwegen, Pakistan, Paraguay, Philip-
pinen, Polen, Portugal, Rumänien, Saudi-Ara-
bien, Schweden, Schweiz, Senegal, Singapur, So-
wjetunion, Spanien, Südafrika, Syrien, Tschecho-
slowakei, Tunesien, Ukraine, Ungarn, Venezuela,
Vereinigte Arabische Republik, Vereinigtes
Königreich von Großbritannien und Nordirland
(ausgenommen Aden, Antigua, Brunei, Dominica,
Grenada, Kamaran, Insel Kuria Muria, Perim,
Protektorat Südarabien, Südrhodesien, St. Chri-
stoph, Nevis und Anguilla, St. Lucia, St. Vincent,
Swasiland und Tonga) und Weißrußland.

Folgende Staaten haben erklärt, sich an dieses
Protokoll gebunden zu erachten, dessen Anwen-
dung bereits vor Erlangung der Unabhängigkeit
auf die Gebiete dieser Staaten ausgedehnt wurde:

Dahomey, Elfenbeinküste, Kamerun, Mada-
gaskar, Nauru, Niger und Sambia.

Kreisky
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